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Chinas geheime Schwäche

A
us der Ferne sieht es so aus,
als würde China immer
mächtiger und einflussrei-

cher. Während es in der Innen- und
Außenpolitik der USA zunehmend
chaotischer und besorgniserregen-
der zugeht, scheint Peking ein ru-
hender,soliderPolinderWeltpolitik
zu sein. China möchte als verlässli-
cherGaranteinerneuen,multipola-
ren Weltordnung erscheinen. Das
konnte man gerade in den letzten
Tagen beobachten. Am Gipfeltref-
fenderShanghaierOrganisationfür
Zusammenarbeit (SOZ) nahmen
mehrals20Staats-undRegierungs-
chefsteil,sovielewienochnie.Zwei
Tage danach reisten etliche dieser
Politiker nach Peking weiter. Dort
erinnerte Chinas Führung mit
einem hervorragend choreogra-
phiertenMilitärspektakelandasEn-
de des Zweiten Weltkriegs in Asien
vor 80 Jahren und an den Sieg über
das japanische Kaiserreich.

Solche Demonstrationen der
Machtsollennichtzuletztdieeigene
Bevölkerung beeindrucken. Denn
ausderNähebetrachtet, scheintdas
Landdochvielwenigerstarkzusein,
als es so eine große Militärparade
vermuten lässt. Wie in vielen west-
lichen Staaten gibt es auch in China
eine große Unzufriedenheit mit den
allgemeinen Lebensbedingungen.
Gelegentlich kommt es gar zu spon-
tanen, aber auch zu geplanten und
immer ganz schnell unterdrückten
Protesten. Noch vor wenigen Tagen
projizierteeinnachGroßbritannien
geflüchteter Mann per elektroni-
schem Fernauslöser Sprüche an die
Wand eines Hochhauses in der 30-
Millionen-Stadt Chongqing, die
zum Sturz der herrschenden Kom-
munistischen Partei aufriefen.

Der Wirtschaft geht es schlecht

Die Achillessehne Chinas ist die
schlechte wirtschaftliche Lage, die
sowohl den Machthabern in Peking
als auch den Durchschnittsbürgern
große Sorgen macht. Das wesentli-
che Problem besteht darin, das Chi-
na sein rapides Wachstum während
der letzten Jahrzehnte nicht zuletzt
durch Investitionen in den Immobi-
lienmarkt und die Exportwirtschaft
finanziert und dabei kräftig Schul-
den gemacht hat. Zugleich standen
durch die Zuwanderung von Millio-
nen Landarbeitern in die schnell
wachsenden Städte billige Arbeits-
kräfte zurVerfügung. All dies gibt es
so nicht mehr. Stattdessen sind die
wirtschaftlichenErfolgeseitderCo-
vid-19-Pandemie einer tiefen
Struktur-undVertrauenskrisegewi-
chen. Vier Gründe stechen beson-
ders hervor.

1. Kollaps des
Immobilienmarktes

Insbesondere ist der überhitzte Im-
mobilienmarkt seit der Pandemie
zusammengebrochen. Die Woh-
nungspreise sind deutlich gefallen,
bis zu 65 Millionen Wohnungen ste-

Eine tiefe, schon recht lang anhaltende Wirtschafts- und Schuldenkrise ist
gegenwärtig die Achillesferse der Machthaber in Peking und ihrer Ambitionen

hen leer und viele riesige Woh-
nungsbaufirmen, nicht zuletzt
Evergrande und Country Garden,
sind bankrott gegangen. Die Gerip-
pe nie fertiggebauter und nie bezo-
gener Hochhäuser sind in fast allen
Städten zu sehen.

Der Immobilienmarkt macht fast
30 Prozent der chinesischen Wirt-
schaft aus. Der Kollaps dieses Sek-
torshatdiegesamteVolkswirtschaft
stark beschädigt und das Vertrauen
der Chinesen erschüttert. Für viele
stellte der Ankauf von ständig an
Wert zunehmenden Wohnungen
den Großteil der Altersversorgung
dar.DasRentensystemsowiedieGe-
sundheits- und Sozialversorgung
im Alter lässt in China nach wie vor
sehr zu wünschen übrig. Xi hat sich
sogar ausdrücklich gegen den Auf-
bau eines chinesischen Wohlfahrts-
systems ausgesprochen.

Viele chinesische Wohnungsbe-
sitzer sind inzwischen verschuldet
undhabengroßeMühe,ihrenfinan-
ziellen Verpflichtungen nachzu-
kommen. Während der Wert der
Wohnungen stark gesunken ist,
mindestens 14 Prozent seit 2021, ist
die monatliche Zinsbelastung bes-
tenfallsgleichgeblieben.Wieinden
meisten westlichen Ländern ist
auch die öffentliche Hand in China
völlig überschuldet und tut sich da-
her schwer, den stark gebeutelten
Verbrauchern unter die Arme zu
greifen. Gerade viele der recht auto-
nomen Provinzregierungen haben
schlecht gewirtschaftet. Manchmal
reicht es nicht mal mehr dazu, die
GehälterderöffentlichenAngestell-
ten zu zahlen.

2. Hohe Jugendarbeitslosigkeit
und sinkende Bevölkerungszahl

Dieses Jahr haben 12,2 Millionen
junge Leute ihren Hochschulab-
schluss bekommen. Das sind fast
eine halbe Million Absolventen
mehralsnochimJahrzuvor.Genaue
Zahlen werden geheim gehalten,
aber angeblich sollen zwischen 30
und 50 Prozent der frisch Graduier-
ten mindestens ein Jahr lang
arbeitslos sein. Insgesamt liegt die
Arbeitslosenrate der 16- bis 24-Jäh-
rigen bei etwa 15 Prozent. Der
Kampf um einen Job wird daher mit
sehr harten Bandagen geführt. Vie-
lenJugendlichenstehtderStress ins
Gesicht geschrieben. Über 1000 Be-
werbungen sind keine Seltenheit,
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die dann oft nur zu wenigen Grup-
peninterviews führen. Das erhöht
den Konkurrenzdruck noch mal
deutlich, auch wenn der potenzielle
Arbeitgeberdannschnellherausfin-
det, wer gut mit Stress umgehen
kann.

Hat man dann tatsächlich einen
Job in einer der vielen anonymen
Millionenstädteergattert,istdieBe-
zahlung oft schlecht, eine Arbeits-
zeit von 10 bis 12 Stunden ist die Re-
gel, und während der ersten Berufs-
jahregibtesseltenmehralseineWo-
cheJahresurlaub.KeinWunder,dass
immerwenigerjungeLeuteheiraten
oder Kinder in die Welt setzen. Seit
2024 geht die Bevölkerung Chinas
zurück. Bis 2100 könnte Zahl von
derzeit 1, 4 Milliarden auf 800 Mil-
lionen sinken. Chinas berüchtigte
Ein-Kind-Politikistdaherschonseit
2016 ausgesetzt. Der Staat zahlt
neuerdings 3600 Yuan (etwa 450
Euro) für die Geburt eines Babys.
Doch bisher hat das die Menschen
nichtdavonüberzeugt,mehrKinder
zuzeugenundsodenKonsumzube-
flügeln.

3. Mangelnder Konsum

Angesichts der schlechten Wirt-
schaftslage sind die Verbraucher
sehr vorsichtig geworden. Der Ab-
satz stagniert und damit die Wirt-
schaft. In Zeiten der Krisen und der
weltpolitischen Unsicherheit wird
inChinasovielgespartsiesonstnir-
gendwoaufderWelt,nichteinmalin
Deutschland. Der Konsum bei teu-
ren Verbrauchsgütern wie Autos ist
starkgesunken.Dochauchaufvieles
andere wird verzichtet. Das hat zum
deutlichen Schrumpfen der Wachs-
tumsraten geführt. Derzeit sind es
offiziellumdie5,2Prozent.Dochist
daswohleinezuoptimistischeZahl.

4. Krise der Exportwirtschaft

Auch auf die Exportwirtschaft ist
kein Verlass mehr. Spätestens seit
der ersten Amtszeit Donald Trumps
ist in vielen Ländern das System
freier Märkte einer protektionisti-
schen Wirtschaftspolitik gewichen.
Dabei produzieren chinesische Fab-
riken viel mehr, als sie in China
selbst absetzen können. Westliche
Länder werfen China die absichtli-
che Überproduktion vieler subven-
tionierter Waren vor- China wolle
die westlichen Märkte mit billigen
Produktenüberschwemmen,umbei
E-Autos, Solarzellen, Batterien und
vielem anderen eine dominante
Marktstellung zu gewinnen und
westliche Produzenten in den Ban-
krottzutreiben.ImmermehrLänder
versuchen daher, chinesischen Ex-
porten einen Riegel vorzuschieben.

All dies hat China in eine tiefe,
schon recht lang anhaltende Wirt-
schafts- und Schuldenkrise ge-
stürzt. Es ist daher nicht ausge-
macht,dassChinademRestderWelt
tatsächlich seine neue globale Ord-
nung aufzwingen kann.

Macron ist
krachend gescheitert

D
as Scheitern von
François Bayrou
kammitAnsage.Das

Schicksal des gefallenen
französischen Premiermi-
nistersschienvondemMo-
ment an besiegelt, an dem
er vor zwei Wochen ankün-
digte, die Vertrauensfrage
in der Nationalversammlung zu stel-
len. Er verfügte dort über keine Mehr-
heit, hatte es sich aber trotzdem mit
allen Oppositionsparteien gründlich
verdorben–gipfelnddarin,dasserih-
nen mit dem überraschenden Ver-
trauensvotumdiePistoleaufdieBrust
setzte.

Nun ist Präsident Emmanuel Ma-
cron mit einer institutionellen Krise
konfrontiert,dieesindieserFormund
IntensitätseitBeginnderFünftenRe-
publik 1958 nicht gegeben hat. Einer
der Gründe ist die Zersplitterung der
politischenLandschaft.Diejahrzehn-
telang geltende Links-Rechts-Duali-
tät der französischen Politik wurde
nichtnurvomAufstiegderRechtsext-

Dem französischen Präsidenten bleibt noch eine letzte
Chance, sich neu zu erfinden und die Macht zu teilen

hatte Bayrou prinzipiell
Recht.DochdierichtigeEr-
kenntnis führte nicht ans
Ziel. Wie sich einer der er-
fahrensten, jagerissensten
Politiker des Landes darü-
ber täuschen konnte, lässt
sichnurmitseinerAbgeho-
benheit erklären. Bayrou

hat sich dramatisch verpokert, so wie
Macron gut ein Jahr zuvor, als er in
einer ähnlich einsamen, impulsiven
EntscheidungNeuwahlenausriefund
inderFolgeseinerelativeMehrheit in
der Nationalversammlung einbüßte.
Zweifellos hatte der Präsident das
Ausmaß seiner Unbeliebtheit unter-
schätzt, die Ablehnung in der Breite
der Bevölkerung und in der politi-
schen Klasse. Seitdem hängt Macron
von einer in drei Hauptblöcke geteil-
ten Nationalversammlung ab, die aus
dem selbsternannten „Transfor-
mierer“ Frankreichs einen Staatschef
mitinnenpolitischminimalemHand-
lungsspielraum macht. Schon ein
Haushaltsgesetz durchzubringen,
wird jedes Jahr zur Zitterpartie.

Die Verantwortung für die Misere
verteilt sich dennoch auf mehrere
Schultern. Die Oppositionsparteien
legen jede Suche nach Konsens als
Schwäche aus oder nehmen gar eine
grundsätzliche Verweigerungshal-
tung ein. Das gilt besonders für den
rechtsextremen Rassemblement Na-
tional, der blockiert, ohne selbst Vor-
schläge vorzulegen, abgesehen von
derBehauptung,dasProblemderVer-
schuldung lasse sich nur durch den
Abbau von Zahlungen für Ausländer
und einen geringeren EU-Beitrag lö-
sen. Das ist unseriös.

Macron hätte schon längst nicht
nur Entgegenkommen von anderen
fordern, sondern selbst Bereitschaft
dazu zeigen müssen. Der Präsident
kann nicht mehr ohne Rücksicht auf
Verluste „durchregieren“ wie in sei-
ner ersten Amtszeit, als er noch eine
absolute Mehrheit hinter sich wusste.
Will er die verbleibenden eineinhalb
Jahre seiner Amtszeit noch nutzen,
muss er endlich seine Lektion lernen
und Macht teilen.

Im Angesicht der vielen Krisen hat-
te Macron immer wieder angekün-
digt,erwerde„sichneuerfinden“,also
Fehler korrigieren. Das sind leere
Worte geblieben. Nun erhält er noch
einmal die Gelegenheit. Es ist seine
letzte Chance.
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remen aufgebrochen. Auch Macron
selbst versprach 2017 mit seiner neu-
en, stark auf ihn selbst zugeschnitte-
nen Partei, Bewegung in das verkrus-
tete System zu bringen. Er wollte eine
Art große Koalition mit moderaten
linken und rechten Kräften schmie-
den. Das Projekt scheiterte krachend.
AchtJahrespätersinddieFrontenver-
härteter denn je. Sie aufzuweichen
und Brücken zu bauen, wäre Bayrous
Aufgabegewesen.DochstattdenDia-
log zu suchen, forderte er blinde Ge-
folgschaft ein. Durch die künstliche,
knapp gesetzte Frist für Verhandlun-
gen verspielte er jede Chance auf eine
Einigung mit den Sozialisten.

DabeimüsstedasMitte-Rechts-La-
ger Bereitschaft zeigen, der Unge-
rechtigkeit im Steuersystem ent-
gegenzuwirken. Frankreich braucht
eine faire Staatsfinanzierung, die die
Wohlhabenden stärker in die Verant-
wortung nimmt. Zugleich gilt es, die
enormen Ausgaben für die Tilgung
derSchuldzinsenzureduzieren–hier

Aus der Zeit gefallene Privilegien

E
ine Studienrätin des
Berufskollegs in We-
sel ist seit 16 Jahren

krankgeschrieben und
kassierte ihre vollen Be-
züge. Der derzeitige
Schulleiter will den Na-
men der Frau noch nie ge-
hört haben. Als der Fall
bekannt wurde, schüttelten viele
Arbeitnehmer ungläubig den Kopf.
Die Lehrerin hatte offenbar kein
Störgefühl. Im Gegenteil: Als sie
endlich zum Amtsarzt zitiert wurde,
zog sie dagegen vor Gericht.

Reformen beim Beamtentum wären angebracht

NRW-Schulministerin Dorothee
Feller (CDU) verweist darauf, dass es
sich um einen Einzelfall handele.
Langzeitausfällewegenpsychischer
Probleme oder schwerer Erkrankun-
gen gibt es natürlich auch bei Leh-
rern. Aber anders als bei Angestell-
ten, führt das bei Beamten nicht zu
einer Kürzung der Bezüge. Der Fall
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in Wesel wirft deshalb ein
Schlaglicht auf die Privi-
legien des Beamtentums.
 Die großzügige Regelung
bei der Gehaltsfortzah-
lung im Krankheitsfall
wirkt aus der Zeit gefal-
len. Über die Frage, ob
Lehrer Beamte sein müs-

sen, lässt sich ohnehin trefflich
streiten – allerdings nicht mit der
Landesregierung.
In NRW gibt es 230.000 Lehrerinnen
und Lehrer, 170.000 von ihnen sind
verbeamtet. An den Schulen fehlen
7000 Pädagogen. Nähme man ihnen
den Beamtenstatus, würde dies das
Problem des Mangels weiter ver-
schärfen. Gleichzeitig verlöre die
Schulbehörde die Möglichkeit, das
Personal nach eigenem Gusto zu
verwalten. So kann sie in NRW-
Gymnasiallehrer für ein Jahr an
Grundschulen versetzen, an denen
Kräfte fehlen.

Im Fall aus Wesel wurden Diszipli-
narverfahren eingeleitet. Es muss
volle Transparenz geschaffen wer-
den – und Schulministerin Feller
musssicherstellen,dasssicheinsol-
cher Vorgang nicht wiederholen
kann. Sonst riskiert sie, dass dreiste
Scharlatane einen ganzen Berufs-
stand in Verruf bringen können.

Mehr als
Zirkus

D
ie Aufmerksamkeit zum Start
in ihren neuen Job hat sich
Annalena Baerbock gesi-

chert: Taxifahrt auf Stöckelschu-
hen, Kaffee im Pappbecher und
Frischkäse-Bagel aus einem Imbiss-
laden–inkleinenInstagram-Videos
bedientediefrühereAußenministe-
rin im TV-Serien-Stil New-York-Kli-
schees. Mehr Interesse als für ein
nüchternes Statement als neue Prä-
sidentin der UN-Vollversammlung
bekam Baerbock damit auf jeden
Fall - die ritualhaft lustvolle Empö-
rung über ihre Person inklusive.

EswartatsächlichvielShowdabei,
die Aufgabe blieb Fußnote. Wenn
nun aber noch Inhalte nachkom-
men, muss der Auftakt aber nicht
nur schlecht gewesen sein. Die Ver-
einten Nationen stehen unter
Druck. Der Sicherheitsrat ist durch
Russland blockiert. Die Fähigkeit
der UN als Konfliktlöser steht infra-
ge. Dem Generalsekretär Antonio
Guterres wird regelmäßig Partei-
lichkeit unterstellt. Und die mächti-
gen USA haben unter Präsident Do-
nald Trump sowieso kein Interesse
an multilateralen Organisationen.

Dabei sind die UN ein einmaliger
Zusammenschluss fast aller Staaten
der Welt, ein Forum für Austausch
und diplomatisches Ringen – so

Annalena Baerbock muss
in ihrem UN-Job größere

Ernsthaftigkeit zeigen

KOMMENTAR

mühsam das sein kann. Diese wert-
volle Institution gilt es zu erhalten,
zu fördern und idealerweise auch ef-
fektiver und handlungsfähiger zu
machen. Da kann es helfen, wenn
mehr Spitzenposten wahrnehmbar
besetzt sind – und seien es solche
mit vornehmlich protokollarischer
Bedeutung wie der, den Baerbock
jetzt für ein Jahr innehat.

Der Sinn wie auch die Schwierig-
keit langwieriger Aushandlungs-
prozessen muss verständlicher wer-
den. Voraussetzung dafür ist aber,
dass Baerbock ihren neuen Job nicht
zum reinen Personality-Zirkus
macht und damit ins Unernsthafte
abgleitet. Sie muss die UN als min-
destens so faszinierend darzustel-
lenverstehenwiedieFahrt ingelben
New Yorker Taxis und den Biss in ein
Bagel.
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Nach einer Forschungs- und
Vortragsreise durch China unterbricht
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Mit der
Vertrauensfrage

hat Premier Bayrou sich
dramatisch verpokert

Die
Schulministerin

Feller muss sicherstellen,
dass sich ein Fall wie in
Wesel nicht wiederholt

Es kann
den UN helfen,

wenn mehr Spitzenposten
wahrnehmbar besetzt sind


